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Verhältniſſen richten . Im allgemeinen ſoll der Urlaub die Hälfte
der nach den Urlaubsbeſtimmungen vom Jahre 1910 zuläſſigen
Dauer nicht überſchreiten , jedoch mit der Maßgabe , daß , wenn dieſe
Hälfte weniger als eine Woche beträgt , im Bedarfsfall ein Urlaub
bis zur Dauer von einer Woche bewilligt werden kann . In den
Fällen , in denen der geordnete Urlaub weniger als 8 Tage beträgt ,
ſoll , wenn erforderlich , ein Urlaub bis zur geordneten Dauer ge —
währt werden dürfen . Urlaub von längerer als der hier bezeich —
neten Dauer darf in allen Fällen nur beim Vorliegen ganz
beſonderer Verhältniſſe und nur durch die Miniſterien be —

willigt werden .
Soweit erforderlich , iſt der Urlaub in Teilabſchnitten zu ge⸗

währen . Bei der Erteilung von Urlaub ſollen unter im übrigen
gleichen Verhältniſſen in erſter Reihe diejenigen Beamten uſw .
berückſichtigt werden , die im letzten Jahre keinen Urlaub erhalten
haben , und nach ihnen diejenigen , die nur für kürzere als die

ſonſt zuläſſige Zeit beurlaubt waren .

Dieſe Anordnung findet auch auf die Arbeiter entſprechende
Anwendung .

( gez . ) Rheinboldt .

Nr . 5207 vom 12. 6. 15. Bei der Urlaubserteilung und Ur⸗

laubsbenutzung iſt folgendes zu beachten :
Der Urlaubsort iſt tunlichſt ſo zu wählen , daß die Rückkehr an

den Dienſtort auch während des Urlaubs jederzeit raſch erfolgen
kann . Will der Beamte den Urlaub außerhalb Deutſchlands oder

Oſterreich - Ungarns zubringen , ſo iſt dies im Urlaubsgeſuch unter

Angabe der Gründe zu bemerken .
Die Entſcheidung über ein ſolches Geſuch bleibt dem Miniſte⸗

rium auch in den Fällen vorbehalten , in denen an ſich eine andere

Stelle zur Urlaubsgewährung zuſtändig wäre .

( gez . ) Rheinboldt .

Kohlenabgabe für den Hausgebrauch

Nr . Rm 1/10 . 114/1915 . Nr . 4. I. Vom Jahre 1916 an werden
Ruhrkohlen und Ruhrnußkohlen für den Hausgebrauch wieder wie

früher ohne Feſtſetzung von Höchſtmengen abgegeben . Ruhr⸗

nußkoks wird nicht mehr geliefert . —. —
1I. In weiterer Anderung und Ergänzung der Vorſchriften

über die Abgabe von Ruhrkohlen und Ruhrnußkohlen für den
Hausgebrauch ( Materialienordnung , Anhang V) wird mit Wir⸗
kung vom Bezugsjahr 1916 an beſtimmt :

1. Jeder Kohlenbezieher hat einen Bezugſchein ( Vordruck

2857 ) auszufertigen und ſeiner vorgeſetzten Stelle vorzulegen .
Die nicht der Eiſenbahnverwaltung angehörigen Bezieher richten
die Bezugſcheine an die Stationsämter . Beamte und Arbeiter ,

die an Ruhrkohlen und Ruhrnußkohlen zuſammen als



—

2,5 Tonnen anfordern , haben den Mehrbedarf im Bezugſchein

kurz zu begründen . Die Dienſtſtellen fertigen auf Grund der

ihnen vorgelegten Bezugſcheine die Bezugsliſten ( Vordruck 2858 )

gemäß § 3 der Bezugsvorſchriften und ſenden ſie zuſammen mit

den nach den Einträgen in den Bezugsliſten geordneten und um⸗

ſchnürten Bezugſcheinen ans Rechnungsbureau der Generaldirek⸗
tion ein . Letzteres gibt die mit ſeinem Genehmigungsvermerk
verſehenen Bezugſcheine an die Dienſtſtellen zurück , die ſie den

Beziehern wieder aushändigen .
2. Die Kohlenbezieher haben die Bezugſcheine ſorgfältig auf⸗

zubewahren und anläßlich jeder Einzahlung von Kohlengeld bei

der Stationskaſſe vorzuweiſen . Die Stationskaſſen dürfen kein

Kohlengeld ohne gleichzeitige Vorlage eines vom Rechnungs⸗
bureau der Generaldirektion genehmigten Bezugſcheines an⸗

nehmen.
3. Vor der Einzahlung des Kohlengeldes hat der Bezieher die

Bezugsmenge in den Bezugſchein einzutragen . Die Stations⸗

kaſſe prüft die Bezugsberechtigung , beſtätigt dieſe Prüfung durch

Abſtempeln des Bezugſcheines , erteilt Empfangsbeſcheinigung für

das Kohlengeld auf Grund der Vordrucke 2862 oder 2863 und

behandelt auch im übrigen die Einzahlungen weiter wie bisher .
4. Einzahlungen werden künftig nur noch vom 8. bis ein⸗

ſchließlich 18. eines Monats bei den Stationskaſſen angenommen .

Die Auszüge aus der Vorſchußrechnung oder die Abſchriften der

Hilfsverzeichniſſe gemäß 8 9 (6) und 8 15 (4) der Betzugsvorſchrif⸗
ten ſind künftig von f ämtlichen Stationskaſſen ( alſo nicht

nur von jenen , an deren Sitz ſich kein Magazin befindet ) auf

19. jeden Monats an die Abgabemagazine einzuſenden . Die

Magazine legen dieſe Verzeichniſſe auf 5. des folgenden Monats

zuſammen mit ihren Nachweiſungen gemäß § 20 der Bezugs⸗

vorſchriften an das Rechnungsbureau der Generaldirektion vor ,

Für die Stationskaſſen entfällt dadurch künftig die Vorlage der

Verzeichniſſe der einbezahlten Kohlengelder auf 5. des auf den

Einzahlungsmonat folgenden Monats an das Rechnungsbureau

der Generaldirektion ( § 22 der Bezugsvorſchriften ).
5. Ruhrkohlen ſind von den am Sitz des Magazins wohnen⸗

den Beziehern ſpäteſtens am 20 . des Einzahlungsmonats in

Empfang zu nehmen , den außerhalb Wohnenden werden ſie vom

21. des Einzahlungsmonats an zugeſandt . Ruhrnußkohlen wer⸗

den wie bisher je nach Eingang der Beſtellungen und Lieferungen

verſandt .

geſtimmungen
über die Dienſt⸗ und Einkommensverhältniſſe der zum Kriegsdienſt ein⸗

berufenen Beamten , Bedienſteten und Arbeiter .

Nr . 2b 14 NBl 139/1914 ( Nr. 18) . Kal . 1915 S . 51. Auszug .

1. Wegen der Vergünſtigungen der infolge der Mobilmachung

in das Heer oder den Landſturm zum Militärdienſt einberufenen

ſtaatlichen Beamten wird auf die landesherrliche Verordnung



vom W. November 1889 , die Ausführung des § 66 des Reichs⸗
militärgeſetzes betreffend ( Geſetzes - und Verordnungsblatt von
1889 Seite 457 ) verwieſen .

2. Zu den Beamten , denen hiernach das Dienſteinkommen
während des Kriegsdienſtes fortzuzahlen iſt , gehören außer den

etatmäßigen Beamten auch die nichtetatmäßigen Beamten , wenn

ſie im Zeitpunkt ihrer Einberufung zum Militärdienſt ſtändig

gegen Entgelt verwendet waren , ferner unter der gleichen Vor⸗

ausſetzung die als Beamtenanwärter anzuſehenden Be⸗

dienſteten , auch wenn ihnen die Beamteneigenſchaft noch nicht ver⸗

liehen iſt .

ö 3. In gleicher Weiſe zu behandeln ſind die im Vertrags⸗
verhältnis ſtehenden Bedienſteten , die zwar nicht zu den Be⸗
amtenanwärtern zählen , die aber im Zeitpunkt ihrer Einberu⸗

fung zum Militärdienſt mindeſtens ein Jahr ununterbrochen im

e ſtaatlichen Dienſt gegen Entgelt beſchäftigt waren und deren Bei⸗

5 behaltung im Dienſt auch weiterhin beabſichtigt war .

0 4. Die in ſtaatlichen Betrieben ſtändig gegen Lohn beſchäf⸗
1 tigten Arbeiter erhalten während des Kriegsdienſtes neben
d der etwaigen Unterſtützung aus Reichsmitteln ( Reichsgeſetze vom

28. Februar 1888 und vom 4. Aug . 1914 ) an Stelle des Lohnes
i⸗ aus ſtaatlichen Mitteln ohne Prüfung der Bedürf⸗
l. nisfrage folgende Beihilfe für ihre Angehörigen , und zwar :

für die Ghefrai : u : 25 v. H.
f⸗ des Lohnes des Einberufenen ,
ht b) für die ehelichen und den ehelichen gleich⸗
if ſtehenden Kinder unter 15 Jahren , aus⸗

ie genommen die Kinder von verwitweten
ts oder geſchiedenen Arbeitern ( ſiehe unten
8⸗ Buchſtabe ſ),
r . c) für die unehelichen Kinder unter 15 Jahren ,
er wenn die Verpflichtung des Arbeiters als

n
6

ſtelt il Gewährung des Unterhalts feſt
für jedenKopf

ch für Kinder über 15 Jahre , Verwandte in 8 0 2 —
n⸗ aufſteigender Linie und Geſchwiſter , inſofern Einber⸗ f

5

in ſie von dem Einberufenen unterhalten
m wurden oder das Unterhaltungsbedürfnis
r⸗ erſt nach ſeiner Einberufung hervorge⸗

en treten iſt (ſ . NBl 31/1915 , weiter unten ) ,
) für Verwandte der Ehefrau in aufſteigen⸗

der Linie und ihre Kinder aus früherer Ehe
beim Zutreffen der unter d bezeichneten
Vorausſetzungen ,

) für Kinder von verwitweten oder geſchiedenen Arbeitern ,
für jedes Kind 7½ v. H. des Lohnes .

Die Beihilfen ( Buchſtabe a bis t ) für eine Familie dürfen
zuſammen 50 v. H. des Lohnes nicht überſteigen ; erforderlichen⸗

5 falls werden ſie verhältnismäßig gekürzt .

ing
Die Lohnbezüge werden für den Einberufungstag und die

nen darauffolgenden 14 Tage in voller Höhe weiterbezahlt . Nach Ab⸗

ung lauf dieſer Friſt beginnt die Zahlung der Beihilfe .

ein⸗

4 *
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5. Die Angehörigen der im Vertr agsverhältnis
ſtehenden Bedienſteten , die bei ihrer Einberufung zum

Kriegsdienſte weniger als ein Jahr im ſtaatlichen Dienſt gegen

Entgelt beſchäftigt waren , können ( an Stelle der Vergütung )

nach Maßgabe des Bedürfniſſes Beihilfen erhalten ,

und zwar :
a) die Ehefrau bis höchſtenns 4

b) die übrigen unter Ziffer 4a bis f ge⸗
nannten Angehörigen bis höchſtens . . 10 v. H. ,

für den Kopf ,
im ganzen aber eine Familie ( a und b)

FEEE . ↄ. · .
der Vergütung .

Werden dieſen Familien Reichsunterſtützungen gemäß den

Reichsgeſetzen vom 28 . Februar 1888 und vom 4. Auguſt 1914 be⸗

zahlt , ſo iſt dies bei der Bemeſſung der Beihilfen nach Abſatz 1

zu berückſichtigen .
Für den Monat , in dem der Bedienſtete zum Heeresdienſt

einberufen wird , iſt die geordnete Vergütung für den vollen Mo⸗

nat zu zahlen . Die Zahlung der Beihilfe beginnt daher erſt mit

dem nächſtfolgenden Monat .

Erhält der Einberufene die Beſoldung eines Offiziers oder

eines oberen Beamten der Militärverwaltung , ſo iſt bei der Be⸗
willigung der Beihilfen ſowie der vollen Vergütung für den Ein⸗

berufungsmonat die Vorſchrift unter J. Ziffer 3 der landesherr⸗

lichen Verordnung vom 28 . November 1889 ( Anrechnung von ſie⸗

ben Zehntel der Kriegsbeſoldung auf das Zivildienſteinkommen) ,
jedoch unter Fortfall der Mindeſtgrenze von 3600 J , entſprechend
anzuwenden . ( Z. 6 —8 ſ. Kalender 1915 . )

9. Beamte , Bedienſtete und Arbeiter , die im Zeitpunkt ihrer

Einberufung zum Militär noch unentgeltlich - oder nur vorüber⸗

gehend gegen Entgelt beſchäftigt waren , erhalten während des

Kriegsdienſtes keine Vergütung , Lohn oder Beihilfen aus der
Staatskaſſe . Dasſelbe gilt , ſoweit die Einberufenen etwa ihrer

aktiven Dienſtpflicht noch zu genügen haben ( vergleiche Ziffer 8

Abſatz 1 der obenerwähnten landesherrlichen Verordnung ) .

Den Beamten und Bedienſteten wird indeſſen ihre

bisherige Vergütung für den Monat , in dem ſie in den Heeres⸗

dienſt eintreten , in voller Höhe ausbezahlt , während die Ar⸗

beiter den Lohn für den Einberufungstag und die darauffol⸗

genden 14 Tage in vollem Betrage erhalten .
10. In Fällen , in denen beſondere Verhältniſſe vorliegen ,

die eine in den vorſtehenden Beſtimmungen nicht vorgeſehene

oder eine weitergehende Unterſtützung angezeigt erſcheinen laſſen ,

ſoll die Gewährung von Beihilfen zu Laſten der im Staatsvor⸗

anſchlag vorgeſehenen allgemeinen Beihilfenfonds nicht ausge⸗

ſchloſſen ſein .
11. Die Gewährung der Beihilfen ( Ziffer 4 und 5) wird da⸗

durch nicht unterbrochen , daß der Einberufene als krank oder

verwundet zeitweilig in die Heimat beurlaubt wird .

12. Wenn der Einberufene vor ſeiner Rückkehr ſtirbt , ſo wer⸗

den die Beihilfen für die Zeit bis zum Ablauf des Monats
e⸗

zahlt , in dem die Anweiſungsbehörde von dem Tode des Einbe⸗

rufenen Kenntnis erhält . Siehe unten NBl 50, 1915 .

66 / b. H.
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a) Nr . Zb 1à I. NBl 156/1914 . ( Nr . 21. )
Die Beihilfe gemäß Ziffer 4 der Verfügung Nr . 2b 1 àa,

Nachrichtenblatt 139/1914 , Abteilung Ilfde . Nr . 18 , kann nichtnur den Angehörigen der Aushilfsarbeiter gewährt werden , die
zwar nicht mit der Abſicht der dauernden Beibehaltung angenom⸗
men worden ſind , die aber gleichwohl ſchon ſeit längerer Zeit ihre
ganze Kraft dem Eiſenbahndienſt widmen , alſo nicht etwa ab und
zu gelegentlich zum Dienſt herangezogen werden . Es ſollen aber
nur die Angehörigen ſolcher Aushilfsarbeiter berückſichtigt wer⸗
den , die im Zeitpunkt ihrer Einberufung zum Militär mindeſtens

ſeit einem Jahr im Dienſte der Eiſenbahnverwaltung regelmäßig
beſchäftigt geweſen ſind .

Als regelmäßig beſchäftigt ſind auch ſolche Aushilfsarbeiter
anzuſehen , deren Arbeit , wie es bei den Bahnunterhaltungs⸗arbeitern vorkommt , wegen der Witterungsverhältniſſe zu gewiſ⸗
ſen Zeiten (3z. B. im Winter ) ruhen muß , oder die auf eigenen
Wunſch mit Zuſtimmung der Vorgeſetzten zu gewiſſen Zeiten die
Arbeit ausſetzen .

b) Nr . 2b 1a II 31 1915 .

Nach Ziffer 4 d der mit Verfügung Nr . 2b 1 a im Nachrich⸗
tenblatt 189/1914 bekanntgegebenen Beſtimmungen können für
Kinder über 15 Jahre , Verwandte in aufſteigender Linie und
Geſchwiſter Familienbeihilfen gewährt werden , ſofern ſie von dem
Einberufenen unterhalten wurden oder das Unterhaltungs⸗
bedürfnis erſt nach ſeiner Einberufung hervorgetreten iſt .

Um eine gleichmäßige Anwendung der Beſtimmungen zu
ſichern , wird ausdrücklich bemerkt , daß die Vorausſetzungen zur
Gewährung der Familienbeihilfe nicht ſchon dann vorliegen ,
wenn der Einberufene von ſeinem Arbeitsverdienſt einen Teil
an ſeine Eltern uſw . , vielleicht als Vergütung für Koſt und Woh⸗
nung , abgegeben hat ; der Einberufene muß ſeine Eltern uſw .
unterhalten haben , oder das Unterhaltungsbedürfnis muß
nach ſeiner Einberufung hervorgetreten ſein . Wenn die Leiſtung
des Einberufenen lediglich dazu gedient hat , die Eltern uſw . für
Koſt und Wohnung zu entſchädigen oder die Lebenshaltung zu
verbeſſern oder das Vermögen zu vermehren , ſo kann die Bei⸗
hilfe beſtimmungsgemäß nicht gewährt werden .

c) Nr . 2b 1 a. 50 1915 . Nr . 4.

( Zu Verfügung gleichen Betreffs Nr . 2b U6aim Nachrichten⸗blatt 139 von 1914 , Abteilung 1, Nr . 18. ) Nach Ziffer 12 der Be⸗
ſtimmungen obigen Betreffs werden die Beihilfen für Ange⸗
hörige von zum Kriegsdienſt einberufenen Arbeitern und ver⸗
tragsmäßig angeſtellten Bedienſteten ( Ziffer 4 und 5 a. a. O. ) bis
zum Ablauf des Monats gezahlt , in dem die Anweiſungsbehörde
von dem Tode des Einberufenen Kenntnis erhält .

Dieſe Beſtimmung wird nach dem Vorgang des Reichs dahin
ergänzt , daß auch nach dem Bekanntwerden des Todes des Ein⸗
berufenen die Beihilfen an die Angehörigen bis zur Bewilligung
der zuſtändigen Militär⸗Hinterbliebenenbezüge in den Grenzen



dieſer Bezüge — ogl . Militär⸗Hinterbliebenengeſetz vom 17. Mai

1907 ( Reichsgeſetzblatt Seite 214 ) S§ 20 und 21 je unter Buch⸗

ſtabe b, Abdruck am Schluß —weitergezahlt werden .

Die Empfänger der Beihilfen haben ſich aber vor der Weiter⸗

zahlung ſchriftlich damit einverſtanden zu erklären , daß ihnen die

nach dem Bekanntwerden des Todes gezahlten Beträge ſpäter auf
die für die gleiche Zeit zuſtändigen Hinterbliebenengebührniſſe
angerechnet werden .

In allen Fällen , in denen Beihilfebeträge von der Militär⸗
verwaltung zurückzuerſtatten ſind , ſind die Akten mit den erfor⸗
derlichen Angaben an das Zentralbureau der Generaldirektion
einzuſenden , das hierwegen mit der zuſtändigen Militär⸗Inten⸗
dantur ins Benehmen treten wird .

Militär⸗Hinterbliebenengeſetz

§ 20 .

Das Kriegswitwengeld beträgt jährlich :

b) wenn die allgemeine Verſorgung nicht zuſteht :
1. für die Witwe eines Generals oder eines Of⸗

fiziers in Generalsſtellung 2000 ,

Ffür die Witwe eines Stabsoffiziers 1600 Kl,

3. für die Witwe eines Hauptmanns , Oberleut⸗

nants , Leutnants oder Feldwebelleutnants . . 1200 M,

4. für die Witwe eines Feldwebels , Vizefeldwebels ,
eines Sergeanten mit der Löhnung eines Vize⸗

feldwebels , eines Zugführers der freiwilligen
Kriegskrankenpflege oder eines Unterbeamten

mit einem penſionsfähigen Dienſteinkommen
von jährlich mehr als 1200 ◻ .

5. für die Witwe eines Sergeanten , Unteroffi⸗

ziers , Zugführer - Stellvertreters oder Sektions⸗
führers der freiwilligen Kriegskrankenpflege
oder eines Unterbeamten mit einem penſions⸗

fähigen Dienſteinkommen von jährlich 1200

und weniger 53 . . .
3. für die Witwe eines Gemeinen oder einer jeden

anderen Perſon des Unterperſonals der freiwil⸗

ligen Kriegskrankenpfleſſiniue 400 Kl.

Erreicht das Jahresgeſamteinkommen der zu Kriegswitwen⸗

geld berechtigten Witwe
1. eines Generals oder eines Offitziers in Gene⸗

ralsſtellung nicht EEEEC .
2. eines anderen Offiziers mit Ausnahme der

Feldwebelleutnants nichht 2000 AI,

3. eines Feldwebelleutnants nichht . 1500 &l ,

ſo kann mit Genehmigung der oberſten Militärverwaltungs⸗

behörde des Kontingents das Kriegswitwengeld bis zur Er⸗

reichung dieſer Sätze erhöht werden .

600 J ,

500 &l ,

3000 l ,
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